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Stellungnahme der GLP  zu 20.445 n Pa. Iv. Suter . Neuer Straftatbestand Cybermobbing  
 
Sehr geehrte Frau Kommissionspräsidentin  
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zu «20.445 n Pa. Iv. Suter . Neuer Straftatbestand Cybermob-
bing » Stellung nehmen  zu können . Nachfolgend finden Sie unsere Einschätzungen und Überlegungen 
zur Vorlage.  
 
Die GLP begrüsst den Vorschlag der Rechtskommission  des Nationalrat es, Mobbing und Cybermob-
bing als eigenständigen Straftatbestand ins Gesetz aufzunehmen. Heute können zwar einzelne Hand-
lungen wie Beschimpfungen, üble Nachrede oder Drohungen bereits bestraft werden , straflos bleibt 
aber, wer eine Person durch viele kleinere Handlungen unter der Schwelle der Strafbarkeit über län-
gere Zeit schikaniert .  
 
Mobbing ist an sich kein neues Phänomen , doch die ständige digitale Erreichbarkeit verleiht ihm eine 
neue Dimension . Dies auch , weil Jugendliche auf d igitale Kommunikation skanäle  wie Klassenchats kaum 
verzichten können, ohne sozial ausgeschlossen zu werden.  Zugleich senkt d ie vermeintliche Anonymi-
tät im digitalen Raum die Hemmschwelle. Gemäss der JAMES - Studie von 2024 wurde f ast ein Viertel 
der Schweizer Jugendlichen im digitalen Raum bereits mehrfach beschimpft oder beleidigt.  S elbst 
Handlungen, die isoliert betrachtet banal erscheinen , etwa das Verbreiten von falschen Gerüchten , Vi-
deos von Missgeschicken oder  Witzen über Aussehen oder Verhalten , können bei wiederholtem Vor-
kommen zu schwerer sozialer Ausgrenzung und psychischen Schäden führen . Diese kumulative Wir-
kung einzelner niederschwelliger Handlungen kann heute nicht erfasst werden.  
 
Ein Tatbestand für Mobbing kann hier eine präventive Wirkung entfalten und helfen, künftiges Leid zu 
mindern . Mit einer tieferen Eingriffsschwelle ergänzt er die bestehenden Strafnormen sinnvoll, insbe-
sondere auch den seit 2024 geltenden Tatbestand zur Rachepornografie (Art. 197a StGB). Die GLP be-
grüsst zudem die technologieneutrale Formulierung, die sicherstellt, dass der Tatbestand a uch auf 
künftige digitale und nicht digitale Phänomene anwendbar bleibt.  
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen.  Bei 
Fragen stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständige s Fraktionsmitglied, Barbara Port-
mann , gerne zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüssen  
 

 
 
 
Jürg Grossen  Noëmi Emmenegger  
Parteipräsident  Geschäftsführerin der Bundeshausfraktion  
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